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§ 6 EEG: Potenziale fur die Region

1. Einleitung

Die finanziellen Handlungsspielrdume von Kommunen stehen seit Jahren unter
wachsendem Druck. Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die Sicherstellung
offentlicher Daseinsvorsorge, insbesondere in den Bereichen Gesundheit, Pflege und
sozialer Infrastruktur. Vor diesem Hintergrund gewinnen alternative und ergéanzende
Finanzierungsquellen zunehmend an Bedeutung.

Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat der Gesetzgeber ein Instrument
geschaffen, das neben energie- und klimapolitischen Zielsetzungen auch die wirt-
schaftliche Teilhabe von Kommunen am Ausbau erneuerbarer Energien adressiert.
Insbesondere § 6 EEG 2023 er6ffnet die Mdglichkeit, Gemeinden finanziell an den
Ertrdgen von Windenergie- und Freiflachenanlagen zu beteiligen. Damit wird ein
Ansatz verfolgt, der sowohl die lokale Akzeptanz der Energiewende stérken als auch
zusétzliche Einnahmequellen auf kommunaler Ebene erschlieBen soll.

Gleichzeitig wirft die praktische Umsetzung zahlreiche Fragen auf: Unter welchen
Voraussetzungen kénnen Kommunen von den Beteiligungszahlungen profitieren?
Welche Rahmenbedingungen sind zu beachten? Und welche Mdglichkeiten ergeben
sich fur die Verwendung der Mittel vor Ort? Insbesondere stellt sich die Frage, inwie-
weit die zusétzlichen Einnahmen dazu beitragen kdnnen, soziale Infrastruktur zu stér-
ken und auf lokale Bedarfe zu reagieren.

Vor diesem Hintergrund verfolgt das vorliegende Dokument das Ziel, § 6 EEG 2023
systematisch aufzubereiten und dessen Bedeutung fur die kommunale Finanzie-
rungsrealitét kritisch einzuordnen. Im Fokus steht dabei die Bewertung, unter wel-
chen Bedingungen und in welchem Umfang die vorgesehenen Beteiligungsme-
chanismen tats&chlich als tragféhige Finanzierungsoption fir kommunale Aufgaben
genutzt werden kdnnen. Dartiber hinaus werden bestehende rechtliche Unsicherhei-
ten sowie strukturelle Grenzen analysiert und Ansatzpunkte fur eine Weiterentwick-
lung des Instruments herausgearbeitet.

Dieses Papier bietet einen Uberblick (iber die kommunale Beteiligung nach § 6 EEG
2028, erlautert die rechtlichen und praktischen Rahmenbedingungen und ordnet die
Potenziale des Instruments fir Kommunen und Regionen ein. DarlUber hinaus wer-
den Ansatzpunkte aufgezeigt, wie die zuséatzlichen Handlungsspielrdume flir gemein-
wohlorientierte Zwecke genutzt werden kénnen. Die praktische Perspektive sozialer
Organisationen und konkrete Handlungsmdéglichkeiten flr die Zusammenarbeit mit
Kommunen werden in der ergédnzenden Handreichung (,Von der Energiewende zum
sozialen Mehrwert: Praxisleitfaden und Kommunikationshilfe zur Nutzung kommuna-
ler Beteiligungsmittel nach § 6 EEG®) dargestellt.


Veröffentlichungsjahr: 2026
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2. Was verbirgt sich hinter § 6 EEG?

Um die Akzeptanz von Windenergie- und PV-Freiflachen-
anlagen in der Bevdlkerung zu férdern, ermdglicht § 6 EEG
2023 eine freiwillige Erldsbeteiligung betroffener Kommunen.
Zugleich soll die finanzielle Beteiligung der Gemeinden diese
dazu motivieren sich mit der Ausweisung von EE-Flachen (FI&-
chen fUr erneuerbare Energien) zu beschaftigen." Anlagenbe-
treiber kdnnen betroffenen Gemeinden Zuwendungen zahlen.

2.1 Betroffene Gemeinden

Bei Windenergieanlagen gelten gem. § 6 Abs. 2 S. 2 EEG
2023 Gemeinden als betroffen, deren Gemeindegebiet sich
zumindest teilweise innerhalb eines um die Windenergiean-
lage gelegenen Umkreises von 2.500 Metern um die Turm-
mitte der Windenergieanlage befindet. Auch wenn keine aus-
druckliche Regelung dazu getroffen wird, auf welcher Basis
der Umkreis festzulegen ist, wird in Anlehnung an § 8 Absatz
1 S. 1 EEG 2023 die jeweilige Luftlinie zugrunde gelegt.? Bei
mehreren Windenergieanlagen wird der 2.500-Meter-Radius
fUr jede Anlage einzeln betrachtet, da die Auswirkungen von
jeder einzelnen Anlage ausgehen. Liegt die Anlage auf einem
gemeindefreien Gebiet, gilt der jeweils zustédndige Landkreis
als betroffene Gebietskdrperschaft.’

\
AY
Gemeinde A .
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Bei PV-Freiflachenanlagen sind gem. § 6 Abs. 3 EEG 2023
solche Gemeinden betroffen, auf deren Gebiet ein Teil der
Anlage liegt. Bei Freiflachen-Photovoltaikanlagen gelten nur
die Gemeinden als betroffen, auf deren Gebiet die Anlage tat-
sé&chlich liegt. Anders als bei Windenergieanlagen gibt es kei-
nen zusatzlichen Umkreis von 2.500 Metern. Der Gesetzgeber
begrindet dies damit, dass Freiflachenanlagen weniger weit-
reichende Auswirkungen auf die Umgebung haben. Sind meh-
rere Gemeinden von einer Freiflachenanlage betroffen, werden
die moglichen finanziellen Beteiligungen entsprechend dem
Flachenanteil der Anlage auf dem jeweiligen Gemeindegebiet
aufgeteilt.*

" Theobald/Kuhling/Weidinger, 133. EL Januar 2026, EEG 2023
§6Rn. 4

2 BeckOK EEG/Eckenroth EEG 2023 § 6 Rn. 11-13

3 BeckOGK/Schulz EEG § 6 Rn. 40, 41

4 BeckOGK/Schulz EEG § 6 Rn. 54-56

2.2 Anlagenarten und Adressaten

§ 6 Abs. 1 EEG 2023 beschrankt die Gemeindebeteiligung
auf Windenergieanlagen an Land sowie Freiflachenanlagen ab
1.000 kW installierter Leistung. Dies gilt sowohl fir neue Anla-
gen als auch fur Bestandsanlagen.

Unter Freiflachenanlagen sind gem. § 3 Nr. 22 EEG 2023 alle
Anlagen gefasst, die weder an/auf/ in einem Gebdude noch an
anderen baulichen Anlagen angebracht sind.

Windenergieanlagen an Land sind durch das § 3 Nr. 48 EEG
2023 negativ definiert. Es darf sich nicht um eine ,Windener-
gieanlage auf See handeln®, sodass sich der Standort auf dem
Festland oder innerhalb des Klstenmeeres der Bundesrepu-
blik Deutschland befinden muss. Die Regelung richtet sich an
alle Unternehmen und Privatpersonen, die Wind- oder Solar-
Freiflachenparks bauen und betreiben.
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3. Finanzielle Bedeutung des § 6 EEG 2023

Wie bereits in 2.0 dargestellt, ermdglicht § 6 EEG 2023 eine
freiwillige finanzielle Beteiligung der Gemeinden am Ertrag von
Windenergie- und PV-Freiflachenanlagen ohne Gegenleistung.
Diese erfolgt Uber Zuwendungen des Anlagenbetreibers an
die betroffene Gemeinde. Auch wenn § 6 Abs. 1 EEG 2023,
davon spricht, dass Gemeinden finanziell beteiligt werden
,Sollen®, hat dies lediglich symbolische Bedeutung und lasst die
Freiwilligkeit unberlhrt.®

Rechtlich handelt es sich nicht um eine Abgabe oder Pflicht-
zahlung, sondern um eine freiwillige privatrechtliche Verein-
barung (freiwillige Erldsbeteiligung). Fur den Fall, dass eine
Gemeinde kein solches Angebot erhélt, darf dadurch die Ent-
scheidung zur Bauleitplanung (Planung und Festlegung der
baulichen Nutzung eines Gebiets durch die Kommune) nicht
beeinflusst werden.® Ein zentraler Punkt ist die Freiwilligkeit.
Kommunen haben keinen Anspruch auf den Abschluss eines
Erldsbeteiligungsvertrags. Betreiber kdnnen sich Zuwen-
dungszahlungen nach § 6 Absatz 5 EEG erstatten lassen,
wodurch ihre wirtschaftlichen Belastungen reduziert wird.
Dennoch bleibt es eine optionale Regelung, was die Akzep-
tanzférderung begrenzen kann. Um dem entgegenzuwir-
ken, haben mehrere Bundeslander verpflichtende Betei-
ligungsgesetze erlassen (siehe 4.0 folgend).

Nach Satz 1 des § 6 Abs. 2 EEG 2023 ist der Zuwendungs-
umfang auf maximal 0,2 Cent pro Kilowattstunde der in ein
Netz der allgemeinen Versorgung eingespeisten elektri-
schen Arbeit begrenzt. Darliber hinaus kdnnen bei Windener-
gieanlagen an Land nach MaBgabe von Nr. 7.2 der Anlage
2 zum EEG 2023 auch fiktive Strommengen berUtcksichtigt

3.1 Ertrage flir Kommunen

Rechenbeispiele:

Maogliche Einnahmen flr die Beteiligung
(bei den vollen 0,2¢ct/kWh): 20.000 bis
30.000 € pro Jahr pro Anlage

Ertrag moderne Windanlage
(ab 3,5 MW): ca. 10-15 Mio. kWh/Jahr

werden. Diese ergeben sich aus potenziellen, aber nicht rea-
lisierten Einspeisungen, die in Nr. 7.2 der Anlage 2 zum EEG
2023 naher festgelegt sind. Anlehnend an die Regelung §
26 Abs.1 EEG 2023 ist zunéchst eine Abschlagszahlung zu
leisten. In der spateren Endabrechnung werden die tatsach-
lich eingespeisten sowie die rechtlich zu bertcksichtigenden
fiktiven Strommengen zugrunde gelegt. Im Rahmen der finan-
ziellen Beteiligung nach § 6 EEG 2023 darf das von Anlagen-
betreibern angebotene Beteiligungsvolumen, vorbehaltlich
betroffener Gebiete auBerhalb Deutschlands, weder unter-
noch Uberschritten werden, auch wenn mehrere Kommunen
als betroffen gelten. Dadurch soll einerseits verhindert werden,
dass Anlagenbetreiber zusatzlichen Forderungen von Gemein-
den oder Landkreisen ausgesetzt werden. Andererseits
werden die kommunalen Vertreter vor Uberhdhten und sach-
lich nicht gerechtfertigten Zahlungen geschutzt.” Wenn meh-
rere Gemeinden oder Landkreise von einer Windenergieanlage
betroffen sind und der Betreiber Zahlungen nach § 6 EEG |
eisten mdchte, muss er allen betroffenen Gemeinden bzw.
Landkreisen ein Angebot machen. Dadurch soll verhindert
werden, dass einzelne Kommunen bevorzugt oder benachteiligt
werden. Die Hohe der Zahlungen richtet sich nach dem Anteil
des jeweiligen Gemeindegebiets innerhalb des 2.500-Meter-
Radius um die Anlage (wie in 2.1 beschrieben). Insgesamt dur-
fen die Zahlungen an alle betroffenen Gemeinden zusammen
hochstens 0,2 Cent pro erzeugte Kilowattstunde betragen. Bei
Anlagen nahe der Landesgrenze werden fur die Berechnung
grundsétzlich nur Flachen im deutschen Bundesgebiet bertick-
sichtigt. Liegen Teile des Radius in auslandischen Gemein-
den, kann deren Anteil auf die deutschen Gemeinden verteilt
werden.®

Ertrag PV-Freiflachenanlage (bei 1MW):
ca. 1 Mio. kWh/Jahr

Magliche Einnahmen (bei den vollen
0,2ct/kWh) ca. 2.000€ pro Jahr (und MW)

(GroBe Anlage (20 MW): ca. 40.000€ pro
Jahr)

\/

Typische Einnahmen bei Landesgesetzen (héher bzw. variabler)
Viele Lander liegen ahnlich oder dartiber: 0,2 — 0,3 ct/kWh; entspricht grob:

Wind: 20.000 - 45.000€ je Anlage/Jahr, oft 5.000 — 10.000€
pro MW/Jahr

5 Theobald/Kuhling/Weidinger EEG 2023 § 6 Rn. 13

& Hempel/Franke, § 6 EEG 2026 S. 4 f.; Theobald/Kuhling/Weidinger
EEG 2023 § 6 Rn. 25, 26

" Vgl. Theobald/Kuhling/Weidinger EEG 2023 § 6 Rn. 29-32

8 BeckOGK/Schulz EEG § 6 Rn. 42-45

PV: ca. 2.000 - 3.000€ pro MW/Jahr



§ 6 EEG: Potenziale fur die Region

Auf der Landerebene kdnnen sich durch abweichende gesetz-
liche Regelungen &hnliche (héchstens 0,2 Cent pro erzeugte
Kilowattstunde) oder sogar darlberhinausgehende Erlése
ergeben. Diese liegen typischerweise bei etwa 0,2 bis 0,3 ct/
kWh, was grob Einnahmen in Hohe von rund 20.000 bis 45.000
€ pro Windenergieanlage und Jahr entspricht. Bei festen Ver-
gUtungssatzen, beispielsweise in Euro pro Megawatt und Jahr,
ergeben sich fur Windenergie haufig Erldse von etwa 5.000 bis
10.000 € pro MW und Jahr, wahrend flr Photovoltaik in der
Regel etwa 1.000 bis 2.000 € pro MW und Jahr erzielt werden.
Damit ist die finanzielle Beteiligung eine ergdnzende Moglich-
keit fr Gemeinden Erl6se zu erwirtschaften. Das EEG enthélt
jedoch keine Vorgaben zur Dauer oder Frequenz der angebo-
tenen Zuwendungen. Die Anlagenbetreiber entscheiden, fir
welchen Zeitraum die Zuwendung angeboten wird und in wel-
cher Frequenz (beispielsweise jahrlich oder alle finf Jahre).®

Die Vereinbarung Uber die Zuwendung muss grundsétzlich in
einer bestimmten Form abgeschlossen werden, eine mandli-
che Absprache reicht hierflr nicht aus. Zuwendungsvereinba-
rungen unterliegen nach § 6 Abs. 4 S. 1 EEG 2023 dem Erfor-
dernis der schriftlichen (§ 126 BGB) oder elektronischen Form
(§ 126a BGB).

9 Theobald/Kuhling/Weidinger EEG 2023 § 6 Rn. 33-35
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4. Beteiligungsgesetze auf Landerebene

Zahlreiche Bundeslander haben inzwischen von ihrer Gesetz-
gebungskompetenz Gebrauch gemacht und landesrechtliche
Regelungen eingefiihrt, um Kommunen finanziell am Ausbau
der Windenergie zu beteiligen. Grundlage ist, die vom Bundes-
verfassungsgericht ertffnete Mdglichkeit, zusatzliche Einnah-
men fir Kommunen zu schaffen.’® Die landesrechtlichen
Beteiligungsmodelle kniipfen teilweise an die Systema-
tik des § 6 EEG 2023 an, gehen teilweise jedoch dariiber
hinaus und sehen eine verpflichtende Beteiligung vor.

Die Rechtsfolgen bei VerstdBen unterscheiden sich je nach
Landesrecht und reichen insbesondere von Ersatz- bzw. Aus-
gleichszahlungen bis hin zu weiteren gesetzlichen Sanktionen.

Die Landesgesetze unterscheiden sich insbesondere
hinsichtlich Umfang und Ausgestaltung der
Beteiligungspflichten:

¢ |n einigen Bundesléandern gelten Beteiligungspflich-
ten auch fUr Freiflachen- Photovoltaikanlagen ab
definierten Leistungsgrenzen.

¢ Teilweise sind neben Kommunen auch Anwohnende
zu beteiligen. Die Beteiligungsform (z.B. Direkt-
zahlungen, Beteiligungsangebote oder verglnstigte
Stromtarife) variiert je nach Landesrecht.

¢ |n einzelnen Bundeslandern kénnen individuell ver-
einbarte Beteiligungsmodelle gesetzlich Standard-
modelle ersetzen, sofern die einschlégigen recht-
lichen Vorgaben eingehalten werden.

e Beteiligungsvereinbarungen kénnen je nach Landes-
recht Prif-, Anzeige- oder Genehmigungspflichten
unterliegen.

Die Einnahmen aus der finanziellen Beteiligung missen nach
samtlichen Beteiligungsgesetzen von den Kommunen fir Mal3-
nahmen eingesetzt werden, die die Akzeptanz von Wind-
energie erhdhen. Dabei wird der Begriff der Akzeptanzférde-
rung meist weit ausgelegt. Entscheidend ist, dass Burgerinnen
und Burger einen spurbaren oder wahrgenommenen Nutzen
haben und diesen mit den Windenergieanlagen vor Ort verbin-
den."" Als Beispiele kommen insbesondere Investitionen in sozi-
ale Einrichtungen, Bildungs- und Kulturangebote, Sportstatten,

1 Vgl. Theobald/Klhling/Weidinger EEG 2023 § 6 Rn. 56-58
" Vgl. Maslaton Windenergieanlagen/Maslaton Kap. 8 Rn. 6, 7

kommunale Infrastruktur sowie Umwelt- und Klimaschutzpro-
jekte in Betracht.

Das Best-Practice des DRK-Kreisver-

band Flaming Spreewald e.V. und der

Stadt Luckau veranschaulicht, wie es
in der Praxis gelingen kann die Einnahmen aus der finan-
ziellen Beteiligung zu nutzen und mit Kommunen erfolg-
reich zusammen zu arbeiten. In diesem Projekt konnten
finanzielle Mittel zur Férderung des Projekts Uber 5 Jahre
zugesichert werden.

https.//drk-wohlfahrt.de/blog/eintrag/kommunale-
einnahmen-aus-erneuerbaren-energien.html

£4.1. Individuelle
Beteiligungsmodelle

Einige Landesgesetze enthalten sogenannte Offnungsklau-
seln bzw. Regelungen, die neben der Beteiligung nach § 6
EEG 2023 alternative Beteiligungsmodelle ermodglichen oder
vorsehen (z. B. das Burgerenergiegesetz NRW — BurgEnG
sowie das Niederséchsische Gesetz Uber die Beteiligung von
Kommunen und Bevélkerung am wirtschaftlichen Uberschuss
von Windenergie- und Photovoltaikanlagen — NWindPVBetG).
Die konkrete Ausgestaltung und die Voraussetzungen sol-
cher Beteiligungsmodelle unterscheiden sich jedoch nach
Landesrecht.

Je nach landesrechtlicher Regelung koénnen Anlagenbe-
treiber und Gemeinden im Rahmen einer Beteiligungsver-
einbarung unterschiedliche Formen der finanziellen Betei-
ligung vereinbaren. Hierzu kdnnen beispielsweise eine
Beteiligung an der Projektgesellschaft, Anlageprodukte, ver-
gunstigte lokale Stromtarife, pauschale Zahlungen oder die
Finanzierung gemeinnutziger Einrichtungen gehdéren. Ob eine
bestimmte Beteiligungsform zuléssig ist und ob sie an die
Stelle einer anderen gesetzlich vorgesehenen Beteiligungsform
treten kann, richtet sich ausschlieBlich nach den Vorgaben des
jeweils anwendbaren Landesrechts.

Die landesrechtlichen Regelungen kénnen zudem bestimmte
Anforderungen an Inhalt, Umfang und Verfahren der Betei-
ligung vorsehen. Insbesondere kénnen Vorgaben zur Hohe
bzw. zum wirtschaftlichen Wert der Beteiligung, zu den
Beteiligungsberechtigten, zur Laufzeit sowie zum Nachweis
gegenUber einer zusténdigen Behodrde bestehen. Ob eine
Beteiligungsvereinbarung einer Genehmigung, Anzeige oder
lediglich eines Nachweises gegentber einer Behdrde bedarf,
ist ebenfalls vom jeweiligen Landesrecht abhangig.

Die Beteiligungsmodelle mussen die jeweils geltenden
gesetzlichen Vorgaben einhalten. Insbesondere durfen Ver-
einbarungen nicht dazu dienen, hoheitliche Entscheidungen
zu beeinflussen oder dem Vorhabentréger einen unzuldssigen
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Vorteil zu verschaffen. Flr Vereinbarungen nach § 6 EEG 2023
bestimmt das Gesetz ausdriicklich, dass diese nicht als Vorteil
im Sinne der §§ 331 bis 334 StGB gelten.

Im Folgenden werden verschiedene in der Praxis mogliche
Formen der finanziellen Beteiligung dargestellt. Die Aufzéh-
lung dient der Veranschaulichung und stellt keine Aussage
darlUber dar, dass séamtliche Modelle in jedem Bundesland
und fur jedes Vorhaben zuléssig oder anstelle der Beteiligung
nach § 6 EEG 2023 vereinbar sind. MaBgeblich sind jeweils die
gesetzlichen Vorgaben des Landes, in dem sich das Vorhaben
befindet.

Nahwéarme-
netze und
Warmeprojekte

Weitere
Infrastruktur-
maBnahmen

Nachrang-
darlehen und
Sparprodukte

Gesellschaftliche
Beteiligung

Burgerverein

Regionale als
Stromprodukte Beteiligungs-
plattform

Gewinnbeteiligung nach § 6 EEG 2023

Die finanzielle Beteiligung nach § 6 EEG 2023 ermdglicht es
Betreibern von Windenergieanlagen an Land, betroffenen
Gemeinden eine finanzielle Zuwendung ohne Gegenleistung
anzubieten. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen kann
der Anlagenbetreiber, die an die Gemeinden oder Landkreise
geleisteten Betrdge vom Netzbetreiber er-stattet verlangen.

Biirgerinnen und Biirger sowie Gemeinden als Grund-
stiickseigentiimer

Burgerinnen und Burger sowie Kommunen kénnen durch die
Bereitstellung von Flachen flr Windenergieanlagen oder Aus-
gleichsmaBnahmen Einnahmen erzielen. Die FlachenUberlas-
sung erfolgt in der Regel gegen Nutzungsentgelte und kann mit
weiteren Beteiligungsformen kombiniert werden. Eine transpa-
rente Verteilung der Ertrage ist wichtig fur die lokale Akzeptanz.

Gesellschaftsrechtliche Beteiligung

Bei einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung erwerben Bur-
gerinnen und Burger oder Gemeinden Anteile am Betreiberun-
ternehmen und Profitieren direkt von dessen wirtschaftlichem
Erfolg. Dieses Modell schafft eine hohe Identifikation mit dem

Projekt, erfordert jedoch Eigenkapital und ist mit rechtlichen
sowie organisatorischen Herausforderungen verbunden.

Regionale Stromprodukte

Uber spezielle Stromtarife, die von Energieversorgern in
Kooperation mit dem Windparkbetreiber angeboten wer-
den kdénnen, kdnnen Burgerinnen und Burger indirekt von der
Windenergie vor Ort profitieren. Dies erfolgt entweder durch
eine direkte Stromlieferung oder Uber finanzielle Gutschriften.
Solche Angebote stéarken die regionale Wertschdpfung und
machen den Nutzen der Anlagen unmittelbar erfahrbar.

Nachrangdarlehen und Sparprodukte

Blrgerinnen und Burger kdnnen Windenergieprojekte durch
Nachrangdarlehen oder spezielle Sparprodukte finanziell
unterstitzen — meist Uber vom Vorhabentrédger oder anderen
beteiligten Finanzierungsakteuren angebotene Modelle. Wah-
rend Nachrangdarlehen hdhere Renditen, aber auch hohere
Risiken bieten, gelten Sparprodukte aufgrund der Einlagensi-
cherung als sicherer. Beide Modelle férdern die frihzeitige Ein-
bindung der Bevélkerung.

Nahwarmenetze und Warmeprojekte
Windenergieprojekte kdnnen mit lokalen Warmeprojekten ver-
knUpft werden, etwa durch den Aufbau von Nahwéarmenet-
zen unter Einbindung der Anlagenbetreiber oder die Férderung
von Warmepumpen. Im Zuge der kommunalen Wéarmeplanung
gewinnt dieser Ansatz zunehmend an Bedeutung. Fir Blrge-
rinnen und Burger werden so lokale und mdéglicherweise kos-
tenglinstige Energie- und Warmeversorgungsmaglichkeiten
geschaffen

Weitere InfrastrukturmaBBnahmen

Zur Steigerung der Akzeptanz von Erneuerbaren Energiean-
lagen koénnen auch &ffentliche Infrastrukturprojekte finanziert
werden, beispielsweise Ladestationen fur E-Autos, Sportanla-
gen, Grunflachen oder Schulen. Dabei sind insbesondere die
kommunal-, haushalts-, vergabe- und ggf. beihilferechtlichen
Vorgaben zu beachten.

Biirgerverein als Beteiligungsplattform

Eine weitere Mdglichkeit besteht darin, finanzielle Mittel an
einen eigens gegrundeten Blrgerverein zu geben. Dieser ent-
scheidet eigenstéandig Uber deren Verwendung und stérkt
dadurch Mitbestimmung, Transparenz und ldentifikation der
Bevolkerung mit dem Vorhaben. Zudem kann der Verein als
Informationsplattform im Planungsprozess dienen.

Unabhéngig davon profitieren Gemeinden auch von Gewerbe-
steuereinnahmen aus Windenergieanlagen, deren Verteilung
durch den Gesetzgeber zuletzt weiter verbessert wurde.
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4.2. Bundeslander mit
verpflichtenden Regelungen
im Uberblick

Neben der freiwilligen Beteiligung nach § 6 EEG 2023 haben
einige Bundeslander eigene Regelungen zur finanziellen
Beteiligung an Erneuerbare-Energien-Anlagen geschaffen.
Eine verpflichtende finanzielle Beteiligung ist derzeit in den
unten aufgeflhrten Bundeslandern vorgesehen. Die konkrete
Ausgestaltung unterscheidet sich dabei je nach Landesgesetz.

Teilweise werden ausschlieBlich Kommunen verpflichtend
beteiligt, teilweise sind auch Burgerinnen und BUrger einzu-
beziehen. Die entsprechenden Regelungen werden haufig als
Burger- oder Gemeindebeteiligungsgesetze bezeichnet.

Die folgende Ubersicht stellt die wesentlichen landesrecht-
lichen Regelungen vergleichend dar und zeigt insbesondere,
wer beteiligt werden muss, welche Formen der Beteiligung
vorgesehen sind und welche finanziellen Verpflichtungen fur
Anlagenbetreiber bestehen.

Bundesland

Name des Gesetzes

Anspruchsberechtigt

Technologien

Angebot an Kommunen

Zweckbindung

Bayern Bayerisches Gesetz tiber Gemeinden nach § WEA ab 50 Metern Angemessene Gemeindebetei- Einnahmen sind zur
wirtschafts-, energiewirt- 6 Abs. 2 bzw. Abs. 3 Héhe PV-Anlagen tber ligung mind. 20 Jahre, langs- Akzeptanzsteige-
schafts- und vergabe- EEG; bei gemeinde- 5 MW tens bis zur endgultigen AuBer- rung zu verwenden.
rechtliche Vorschriften freien Gebieten auch betriebnahme. Als angemessen Burgerbeteiligung
(BayWiVG) der zusténdige gilt z.B. eine §-6-EEG-Beteili- ist zusétzlich als

Landkreis gung von Soll-Regelung vor-
0,2 ct/kWh. Ausgleichsab- gesehen.
gabe bis hochstens 0,3 ct/kWh
bei nicht oder nicht vollstan-
dig erflllter Beteiligungspflicht;
héchstens
20 Jahre.

Brandenburg Erneuerbare-Energien- WEA: bei Inbetrieb- WEA, die nach dem WEA bis Ende 2025: 10.000 €/ Einnahmen sind zur
Sonderabgabengesetz nahme bis 31.12.2025 31.12.2019 in Betrieb Anlage/Jahr WEA ab 2026: 5.000 Akzeptanzsteige-
(BbgEESG) Gemeinden im 3-km- genommen wurden €/MW/Jahr PV: 2.000 €/MW/Jahr  rung zu verwenden.

Radius; bei PV-Freiflachenanlagen Nichtzahlung ist buBgeldbe-
Inbe-triebnahme ab nach dem 31.12.2024 wehrt, bis 100.000€
2026 Gemeinden im sowie bestimmte PV-
2,5-km-Radius. PV: Anlagen auf Braun-
grundsétzlich Stand- kohle-/Sanierungsplan-
ortgemeinde. flachen.
PV-Anlagen bis ein-
schlieBlich 1 MW sind
ausgenommen.
Mecklenburg-  Biirger- und Gemein- WEA: Gemeinden, WEA einschlieBlich voll-  Standardmodell I: Sonderab- Mittel aus der
Vorpommern debeteiligungsgesetz deren Gebiet zumin- stédndigem Repowering, gabe von 5.000 €/ MW /Jahr an Ersatzbeteiligung

Mecklenburg-Vorpom-
mern (BiGembeteilG
M-V); aber flr vor dem
29.04.2026 genehmigte
Windenergieanlagen gilt
das alte Gesetz

dest teilweise innerhalb
eines 2,5-km-Radius
um die Turmmitte liegt
PV: Standortgemeinde

die nach Inkrafttreten
der Neufassung geneh-
migt werden PV-Freifla-
chenanlagen ab 1 MW
(Ausnahmen vorbe-
halten)

die Gemeinde. Standardmodell
IIl: Gemeinde kann eine gesell-
schaftsrechtliche Beteiligung
von mindestens 10 % bzw. den
Kauf einer oder mehrerer WEA
verlangen; zusatzlich Biirgerbe-
teiligung. Birgerbeteiligung im
Wert von 5.000 €/MW kann z. B.
als Direktzahlung oder vergiins-
tigter Stromtarif erfolgen.

sind zur Akzeptanz-
férderung
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Bundesland

Name des Gesetzes

Anspruchsberechtigt

Technologien

Angebot an Kommunen

Zweckbindung

Nieder- Niedersachsisches WEA ab 50 m und 1 Neuanlagen, ein- 1. Verpflichtende Akzeptanz Bei Akzeptanzab-

sachsen Gesetz Uber die Betei- MW: alle Gemein-den schlieBlich Repow- abgabe: 0,2 ct/kWh gabe vorhanden.
ligung von Kommunen im Umkreis von 2,5 ering: WEA Uber 50 2. Verpflichtendes
und Bevdlkerung am km. Fur Photovoltaik- Meter und einer Leis- Angebot zur weiteren finan-
wirtschaftlichen Uber- Freiflachenanlagen ab tung von mindestens 1 ziellen Beteiligung der Kom-
schuss von Windenergie- 1 MW gilt: Gemein- Megawatt im 2,5 km- mune oder der
und Photovoltaikanlagen den, auf deren Gebiet Radius PV-Freiflachen- Einwohner.

(NWindPVBetG) die Anlage errichtet anlagen ab 1 Mega-
wurde, zuzuglich eines watt, Ausnahmen sind
2,5-Kilometer-Radius moglich
um den duBeren Rand
der Anlage.
Nordrhein- Birgerenergiegesetz Gemeinden nach § WEA (Neuanlagen, ein-  3-stufiger Prozess: Ersatzbeteiligung
Westfalen NRW (BurgEnG) 6 Abs. 2 Satz 2 EEG; schlieBlich Repowering) 1. Individuelle Beteiligungs- und Ausgleichsab-
zusétzlich beteiligungs- vereinbarung. gabe zur Akzep-
berechtigte Personen. 2. Ersatzbeteiligung: § 6 EEG. tanz-steigerung
Standortgemeinden 3. Ausgleichsabgabe: 0,8 ct/
sind Ge-meinden, auf kWh.
deren Gebiet mindes-
tens eine WEA des
Vorhabens liegt.

Saarland Saarlandisches Gemein- WEA: Gemeinden im WEA ab 1 MW und Individuelle Beteiligungsverein- Zweck ist Akzep-
debeteiligungsgesetz 2,5-km-Umkreis PV: Repowering, sofern die  barung (etwa 0,2 ct/kWh) oder tanzférderung
(SGBG) grundsétzlich Stand- Anlage nach der Mo- 0,2 Cent pro Kilowattstunde im

ortgemeinde. dernisierung eine Leis-  Rahmen der Ersatzabgabe. Bei
tung von tber 1 MW Nichterflllung der Vereinbarung
aufweist. bzw. Ersatzbeteiligung: Aus-
gleichsabgabe 0,8 ct/kWh.

Sachsen Erneuerbare-Energien- WEA: Gemeinde im 2,5  Windenergie, WEA-Genehmigung 2025: Einnahmen sind
Ertragsbeteiligungs- km Radius; PV-Freiflachenanlagen 0,2 ct/kWh. WEA-Genehmigung  zur Akzeptanzstei-
gesetz Sachsen (EEEr- PV: Gemeinde auf ab 2026: 0,3 ct/kWh gerung zu verwen-
trBetG) deren Gemeindege- tatsachlich eingespeiste Strom-  den. 50 % der Mit-

biet sich die PV-Freifla- menge. PV: 0,1 ct/kWh. tel sind zusétzlich in
chenanlage befindet Alternative Individualvereinba- de raumlich unmit-
rung moglich. telbar betroffenen
Ortsteilen einzu-
setzen.
Sachsen- Gesetz zur Akzeptanz- WEA: Gemeinden im WEA ab 1 MW, PV- Windenergieanlagen: 0,3 ct/ Einnahmen sind
Anhalt steigerung und Beteili- 2,5-km-Umkreis PV: Freiflachenanlagen kWh, mindestens 5,50 Euro zur Akzeptanzstei-

gung beim Ausbau der
erneuerbaren Energien
(AuGB)

Gemeinden entspre-
chend der gesetzli-
chen Flachen-/Stand-
ortregelung

(Neuanlage und Repo-

wering)

pro kW Nennleistung Photovol-
taikanlagen: 0,3 ct/kWh, min-
destens 2,50 Euro pro Kilowatt
Peak Nennleistung. Bei Anla-
gen, die nicht unter das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz fallen,
gilt eine 50-prozentige Reduk-
tion auf 0,15 ct/kWh und 2,75
beziehungsweise 1,25 ct/kW

gerung zu verwen-
den. Alternative
Modelle kénnen
z.B. Birgerstrom-
tarife oder Zahlun-
gen an Einwohner

vorsehen.
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Technologien

Angebot an Kommunen

Zweckbindung

Bundesland Name des Gesetzes Anspruchsberechtigt
Thiringen Thiringer Gesetz tber WEA: Gemeinden,
die Beteiligung von deren Gebiet ganz/

Gemeinden an Windparks teilweise innerhalb
(ThirWindBeteilG) von 2,5 km um die
Turmmitte liegt

Genehmigungs-
bedirftige WEA, die
nach Inkrafttreten in
Betrieb genommen

oder repowert werden

PV: Standort-

gemeinden

2-stufiger Prozess:

1. 0,2 ct/kWh Uber 20 Jahre.

2. Bei Nichterflllung
Ausgleichsabgabe: 0,5 ct/
kWh.

Einnahmen sind
zur Akzeptanz-
steigerung zu

verwenden

Die Tabelle dient dazu einen Uberblick tiber die Lénderregelungen zu geben, erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollsténdigkeit.

Die Unterschiede in den Regelungen der einzelnen Bundeslan-
der kdnnen Anlagenbetreiber und Kommunen vor erhebliche
Herausforderungen stellen. Die verpflichtenden Beteiligungs-
gesetze variieren stark im Hinblick auf:

¢ Den Umfang der wirtschaftlichen Verpflichtungen

e Die Art und Weise der Umsetzung

e Steuerliche und rechtliche Konsequenzen

Diese Komplexitat erfordert fundierte Kenntnisse Uber die
unterschiedlichen Anforderungen der jeweiligen Landesge-
setze.

§ 6 EEG 2023 bleibt haufig dennoch relevant. In L&ndern ohne
eigene verpflichtende Beteiligungsregelung bildet er weiter-
hin die zentrale bundesrechtliche Grundlage fur eine freiwil-
lige finanzielle Beteiligung der betroffenen Gemeinden. In Lan-
dern mit eigenen Beteiligungsgesetzen kann eine Beteiligung
nach § 6 EEG 2023 je nach Ausgestaltung des Landesrechts
unmittelbar vorgesehen sein oder eine gesetzlich anerkannte
Beteiligungs- bzw. Erflllungsoption darstellen. Ob und in wel-
chem Umfang dies der Fall ist, richtet sich nach dem jeweiligen
Landesgesetz.

/4.3. Bundeslander ohne eigenes
Beteiligungsgesetz

In Baden-Wiurttemberg, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein bestehen derzeit
keine eigenstandigen landesrechtlichen Regelungen zur finan-
ziellen Beteiligung von Kommunen am Ausbau erneuerbarer
Energien. In diesen Landern richtet sich die finanzielle Betei-
ligung von Gemeinden daher grundsétzlich nach den bundes-
rechtlichen Regelungen des § 6 EEG 20283. Die dort vorge-
sehenen Zahlungen erfolgen auf freiwilliger Grundlage durch
Vereinbarungen zwischen Anlagenbetreibern und den begins-
tigten Kommunen. In einzelnen L&ndern, insbesondere Hessen
und Schleswig-Holstein, werden ergdnzende landesrechtliche
Regelungen diskutiert beziehungsweise befinden sich teilweise
im Gesetzgebungsverfahren.
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5. Grundsatze der Mittelverwendung der Gemeinde

Rechtlich handelt es sich bei den Zahlungen nach § 6 EEG
2023 nicht um eine zweckgebundene Abgabe oder um Mittel
mit festgelegter Verwendung, sondern um einseitige Zuwen-
dungen des Anlagenbetreibers an die betroffene Gemeinde
ohne Gegenleistung, Uber deren Verwendung diese im Rah-
men ihrer Zusténdigkeit und des jeweils geltenden kommuna-
len Haushaltsrechts entscheidet. Eine verbindliche Zweck-
bindung durch den Bundesgesetzgeber besteht gerade
nicht.

Bei der Ausgestaltung entsprechender Férder- oder Koopera-
tionsmodelle zwischen Anlagenbetreiber und Kommune sind
die einschlagigen rechtlichen Rahmenbedingungen zu beach-
ten. Insbesondere ist sicherzustellen, dass keine unzuldssige
VerknUpfung zwischen der Mittelgewahrung und hoheitlichen
Entscheidungen der Kommune besteht. Das sogenannte Kop-
pelungsverbot besagt, dass finanzielle Zuwendungen nicht als
Gegenleistung fur planerische oder genehmigungsrechtliche
Entscheidungen verstanden oder ausgestaltet werden durfen.
Die Foérderung sozialer Projekte muss daher unabhéangig von
entsprechenden Verfahren erfolgen und auf sachgerechten,
transparenten Kriterien beruhen.™

Die Gemeinde darf gegentber dem Betreiber gleichwohl kom-
munale Bedarfe und mdégliche Verwendungszwecke benen-
nen. Sie kann beispielsweise darauf hinweisen, dass Mittel
flr soziale Einrichtungen, Kindertagesbetreuung, Infrastruktur
oder Naturschutz eingesetzt werden sollen. Zuléssig ist auch
eine allgemeine Abstimmung Uber die Ausgestaltung der Zah-
lung. Unzulassig ware dagegen etwa eine Vereinbarung des
Inhalts, dass die Gemeinde im Gegenzug fUr eine bestimmte
Zahlung fur die Errichtung einer konkreten Anlage stimmt oder
eine bestimmte planerische Entscheidung trifft. Eine solche
Verknlpfung wirde die rechtlich gebotene Unabhangigkeit
der hoheitlichen Entscheidung gefahrden. Fur &ffentlich-recht-
liche Austauschvertrage verlangt § 56 VwWVIG zudem einen
sachlichen Zusammenhang und die Angemessenheit der
Gegenleistung.

Fur § 6 EEG 2023 ist allerdings zu berticksichtigen, dass der
Gesetzgeber entsprechende Vereinbarungen ausdricklich
zuldsst. Vereinbarungen Uber Zuwendungen kdnnen unter
den Voraussetzungen des § 6 Abs. 4 EEG 2023 bereits vor
der Genehmigung der jeweiligen Anlage geschlossen werden.
Bei Freiflachenanlagen kann die Gemeinde den Abschluss der
Vereinbarung zudem unter den dort genannten Vorausset-
zungen von der Vorlage eines Konzepts zur naturschutzver-
traglichen Gestaltung abhéngig machen. Diese gesetzlich
ausdrucklich vorgesehenen Mdglichkeiten stehen einer eigen-
standigen hoheitlichen Entscheidungsfindung der Gemeinde
nicht entgegen.

8 https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/
DE/Publikationen/Energie/kment-gutachten.html

Vgl

® Vgl. BeckOK KommunalR Bayern/Dietlein GO Systematische
Einfihrung zum Kommunalrecht Deutschlands Rn. 194-197.3

Aus kommunalrechtlicher Sicht stellen Zahlungen nach § 6
EEG 2023 regelméaBig keine wirtschaftliche Betatigung der
Gemeinde dar. Die Gemeinde tritt durch die bloBe Entgegen-
nahme der Zuwendung nicht als Anbieterin von Waren oder
Dienstleistungen am Markt auf. MaBgeblich bleiben jedoch die
jeweils geltenden kommunalrechtlichen und haushaltsrecht-
lichen Vorgaben. Insbesondere sind bei der Annahme und
spateren Verwendung der Mittel die Grundsatze der Recht-
méaBigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowie die haus-
haltsrechtlichen Zusténdigkeits- und Verfahrensvorgaben zu
beachten.

5.1. Beihilfenrechtliche Aspekte

RegelmaBig liegt bei § 6 EEG 2023-Zahlungen keine staatli-
che Beihilfe im Sinne von Art. 107 AEUV vor, da keine staat-
lichen Mittel flieBen, sondern Zahlungen vom privaten
Betreiber an die Gemeinde erfolgen. Beihilfenrechtlich relevant
wird insbesondere die anschlieBende Verwendung der Mittel
durch die Gemeinde. Gewéhrt die Gemeinde daraus Vorteile
an Unternehmen oder wirtschaftlich tatige Einrichtungen, ist
zu prufen, ob eine BegUnstigung aus staatlichen Mitteln vor-
liegt und insbesondere ein selektiver wirtschaftlicher Vorteil
gewahrt wird, der den Wettbewerb verfalschen oder zu ver-
falschen drohen und den Handel zwischen Mitgliedstaaten
beeintréachtigen kann.

Bei der Forderung wirtschaftlich tétiger Trager sozialer Dienst-
leistungen kann das Recht der Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) einschlagig sein. Eine
soziale Zwecksetzung allein begrindet jedoch noch keine
DAWI. Soweit die Voraussetzungen des Altmark-Urteils nicht
kumulativ erflllt sind, ist zu prifen, ob die Finanzierung als
staatliche Beihilfe nach den einschlagigen Freistellungsrege-
lungen oder dem DAWI-Freistellungsbeschluss mit dem Bin-
nenmarkt vereinbar ist. Allerdings ist eine Férderung dadurch
nicht automatisch beihilferechtlich zulassig, sondern es mus-
sen die jeweils ein-schlagigen Voraussetzungen, wie die Alt-
mark-Kriterien oder die Voraussetzungen des DAWI-Freistel-
lungsbeschlusses erflllt sein.!®

5.2. Haushaltsrechtliche
Integration

Die Zahlungen nach § 6 EEG 2023 sind bei der Gemeinde als
Einnahmen im kommunalen Haushalt zu erfassen. Sie unterlie-
gen grundsétzlich den allgemeinen Haushaltsgrundsétzen. § 6
EEG 2023 enthélt keine ausdrickliche Zweckbindung hinsicht-
lich der weiteren Verwendung der von der Gemeinde erhal-
tenen Zahlungen. Etwaige Verpflichtungen aus der konkreten
Vereinbarung mit dem Anlagenbetreiber bleiben hiervon unbe-
ruhrt. Die weitere Verwendung richtet sich daher grundsétzlich
nach dem jeweiligen Landes- und Kommunalhaushaltsrecht
sowie nach sonstigen einschlégigen rechtlichen Vorgaben.

Bei der Verwendung der Mittel sind insbesondere Haushalts-
grundsatze wie,
e dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit,
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e dem Grundsatz der Gesamtdeckung,

e der Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit,

e sowie dem Prinzip der jéhrlichen Haushaltsfihrung
Zu beachten.

FUr die konkrete Verwendung ist zudem zwischen einer For-
derung durch Zuwendung und der Beschaffung einer Leistung
durch offentlichen Auftrag zu unterscheiden. Bei einer Zuwen-
dung unterstitzt die Gemeinde einen Dritten bei der Erfll-
lung eines im o&ffentlichen Interesse liegenden Zwecks. Bei
einem offentlichen Auftrag beschafft die Gemeinde dagegen
eine konkrete Leistung gegen Entgelt. An diese unterschiedli-
chen Formen kommunalen Handelns knlpfen unterschiedliche
rechtliche Anforderungen, insbesondere hinsichtlich Auswahl-
verfahren, Vergaberecht und Kontrolle an.

5.3. Zuwendungen

Soweit die Gemeinde Mittel an Trager und Verbande der Wohl-
fahrtspflege zur Férderung sozialer Zwecke gewahrt, handelt
es sich regelméBig um sogenannte Zuwendungen.

Dabei stellt die Gemeinde finanzielle Mittel fur einen im &ffent-
lichen Interesse liegenden Zweck bereit, ohne dafir eine kon-
krete Leistung als Gegenleistung zu erhalten. Typische Anwen-
dungsfélle sind etwa Projekte der Kinder- und Jugendhilfe, der
Altenhilfe, der Integration oder der sozialen Beratung.

Die rechtliche Zulassigkeit solcher Zuwendungen setzt voraus,
dass:
¢ die MaBnahme einem zulassigen kommunalen Zweck dient
¢ ein entsprechender Haushaltsansatz oder eine
haushaltsrechtliche Ermachtigung vorliegt,
e die Auswahl der Zuwendungsempfanger anhand
sachgerechter und nachvollziehbarer Kriterien erfolgt,
¢ und der Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG
gewahrt wird™®

Soweit die Gemeinde Fordermittel im Wege einer Zuwendung
gewahrt, erfolgt dies regelmaBig auf Grundlage einer entspre-
chenden Foérderentscheidung, haufig in Form eines Zuwen-
dungsbescheids oder einer 6ffentlich-rechtlichen bzw. pri-
vatrechtlichen Fordervereinbarung. Die konkrete Rechtsform
richtet sich nach dem einschl&gigen Landes- und Kommunal-
recht sowie der Ausgestaltung des Fdrderprogramms. Zudem
ist eine zweckentsprechende Verwendung durch Verwen-
dungsnachweise zu kontrollieren.

Wesentlich ist hierbei, dass die Mittelvergabe an ein-
zelne Trager und Verbande allein aufgrund persénlicher,
politischer oder sonstiger sachfremder Erwagungen
nicht zuldssig ist."” Die Herkunft der Mittel aus § 6 EEG 2023
ist dabei rechtlich unbeachtlich, da diese keinen eigenstandi-
gen Verwendungszweck begrindet, also fur sich genommen
keine Vorgabe zur Verwendung der Mittel durch die Gemeinde
enthalt.

6 Vgl. BeckRS 2020, 17149
7 Vgl. Heusch/Ullrich/Posser VerfassungsR-HdB/Heusch § 5 Rn. 27
'8 \gl. Jarass/Pieroth/Jarass GG Art. 28 Rn. 26-34

5.4. Offentliche Auftragsvergabe

Soweit die Gemeinde nicht eine Férderung, sondern die Erbrin-
gung konkreter Leistungen durch Dritte bezweckt, kann ein
offentlicher Auftrag vorliegen. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Gemeinde bestimmte soziale Dienstleistungen
einkauft, etwa im Bereich der Pflege, Betreuung, Beratungs-
leistungen oder der sozialen Infrastruktur.

In diesem Fall erfolgt die Mittelverwendung nicht im Wege
einer Zuwendung, sondern auf Grundlage eines entgeltlichen
Austauschverhdltnisses zwischen 6ffentlicher Hand und Leis-
tungserbringer.

Ob und welche vergaberechtlichen Vorschriften anzuwenden
sind, h&ngt insbesondere von der Art und dem Wert des Auf-
trags sowie den einschlagigen gesetzlichen Regelungen ab.
Bei einer vergaberechtlich relevanten Beschaffung sind ins-
besondere die Grundséatze von Wettbewerb, Transparenz und
Gleichbehandlung zu beachten. Je nach Auftragswert sind
dabei die Vorgaben des nationalen Vergaberechts sowie gege-
benenfalls des européischen Vergaberechts zu beachten.

Die Auswahl des Leistungserbringers hat in einem formalisier-
ten, dokumentierten und diskriminierungsfreien Vergabever-
fahren zu erfolgen. Eine freihdndige oder vorab festge-
legte Beauftragung einzelner Dienstleister, Vereine oder
Verbidnde der Freien Wohlfahrtspflege ohne vergabe-
rechtliche Grundlage bzw. Begriindung ist unzulédssig.

5.5. Einrichtung kommunaler
Fonds oder Forderrichtlinien

Im Rahmen der durch Art. 28 Abs. 2 GG gewahrleisteten kom-
munalen Selbstverwaltung verfigen Gemeinden grundséatz-
lich Uber das Recht, ihre Angelegenheiten in eigener Verant-
wortung zu regeln. Dies umfasst auch die eigenverantwortliche
Bewirtschaftung ihrer Finanzmittel. Vorbehaltlich gesetzlicher
Vorgaben kdnnen Gemeinden daher grundsétzlich selbst Uber
die Verwendung ihrer Haushaltsmittel entscheiden. Vorausset-
zung ist, dass die Mittelverwendung im Einklang mit den ein-
schlagigen kommunal- und haushaltsrechtlichen Bestimmun-
gen erfolgt.'®

Die Gemeinde kann daher Mittel fur bestimmte kommunale
Foérderzwecke im Haushalt vorsehen und hierflr ein Férder-
budget oder einen kommunalen Fordertopf einrichten. Sinnvoll
sind transparente Fdrderrichtlinien, die insbesondere den For-
derzweck, die Antragsberechtigung, die Férdervoraussetzun-
gen, die Auswahlkriterien, das Entscheidungsverfahren sowie
die Anforderungen an Verwendungsnachweise und Ruckfor-
derungen festlegen. Dadurch wird eine nachvollziehbare und
gleichheitsgerechte Mittelvergabe ermdglicht.

Auch Einnahmen aus § 6 EEG 2023 kénnen grundsétzlich
in ein solches Forderbudget einflieBen. § 6 EEG 2023 ent-
héalt keine ausdrickliche Zweckbindung hinsichtlich der wei-
teren Verwendung der Zahlungen durch die Gemeinde.
Eine Zweckbestimmung kann jedoch durch die Gemeinde
selbst, insbesondere durch einen Haushalts- oder sonstigen
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zustandigen Beschluss sowie durch entsprechende Forder-
richtlinien, vorgenommen werden.

Bei der konkreten Verwendung und Vergabe der Mittel sind
die jeweils einschlagigen kommunal- und haushaltsrechtlichen
Vorgaben zu beachten. Hierzu zahlen insbesondere die Grund-
sétze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Gleichbehand-
lung. Werden Mittel an Unternehmen oder sonstige wirtschaft-
lich tatige Einrichtungen vergeben, ist zudem zu prufen, ob die
Vorgaben des européischen Beihilfenrechts einschlagig sind.
FUr die Mittelvergabe empfiehlt sich die Festlegung transpa-
renter und sachgerechter Kriterien, um eine rechtméaBige und
nachvollziehbare Entscheidungsfindung sicherzustellen

[9/%
ll\\ l/\] Beispiele fiir kommunale Fonds und

Foérderprogramme

e Sozialfonds Energiewende

e Klima- und Sozialfonds

e Burgerfonds zur Starkung lokaler Infrastruktur

e Forderprogramme flir Vereine und Tréger sozialer
Arbeit

e Fonds zur Unterstltzung strukturschwacher Ortsteile

* Programme zur Férderung von Teilhabe und
Integration

Die Herkunft der Mittel aus der finanziellen Beteiligung nach §
6 EEG 2023 steht einer Verwendung fir kommunale Férder-
programme oder sonstige kommunale Aufgaben grundsétzlich
nicht entgegen. Die Verwendung der Mittel muss jedoch auf
einer eigensténdigen kommunalen Entscheidung beruhen und
im Einklang mit den jeweils einschlagigen haushalts-, kommu-
nal- und gegebenenfalls beihilfenrechtlichen Vorgaben erfol-
gen. Foérderentscheidungen sollten zudem auf transparenten
und sachgerechten Kriterien basieren, um eine rechtméBige
und nachvollziehbare Mittelvergabe sicherzustellen.



Fazit



21

§ 6 EEG: Potenziale fur die Region

6. Fazit

§ 6 EEG 2023 stellt ein wichtiges Instrument zur Férderung der
lokalen Akzeptanz von Windenergie- und PV-Freiflachenan-
lagen dar, indem er Anlagenbetreibern ermdglicht, betroffene
Kommunen finanziell zu beteiligen. Soweit die finanzielle Betei-
ligung auf der freiwilligen Regelung des § 6 EEG 2023 beruht,
schafft die freiwillige, privatrechtliche Ausgestaltung dabei Fle-
xibilitét, begrenzt jedoch zugleich die Verlasslichkeit der Mittel-
zuflisse. Hiervon zu unterscheiden sind ergdnzende Landes-
gesetze, welche zu einer zunehmenden Ausdifferenzierung der
Beteiligungsmodelle flihren, was die Komplexitat fur alle Ak-
teure erhodht aber eine finanzielle Beteiligung der Gemeinden
verpflichtend vorsieht.

FUr Kommunen ergeben sich aus den Zahlungen planbare,
wenn auch begrenzte Einnahmen, Uber deren Verwendung sie
im Rahmen ihrer Haushaltsautonomie frei entscheiden kénnen.
Gleichzeitig unterliegt die Mittelverwendung strengen recht-
lichen Vorgaben, insbesondere dem Koppelungsverbot, dem
Haushaltsrecht sowie, je nach Ausgestaltung, dem Beihilfe-
und Vergaberecht.

FUr soziale Einrichtungen und Verbéande eréffnet § 6 EEG 2023
zwar keine unmittelbaren Beteiligungsanspriche, bietet jedoch
die Mdglichkeit, mittelbar von den zusétzlichen kommunalen
Einnahmen zu profitieren. Voraussetzung ist, dass soziale Tra-
ger ihre Interessen und Projekte frlihzeitig in kommunale Ent-
scheidungs- und Forderprozesse einbringen. Daher kommt
einer gezielten Kommunikation gegentiber Kommunen, Poli-
tik und Offentlichkeit eine besondere Bedeutung zu. Ein ent-
sprechendes Kommunikationspapier mit zentralen Ansatz-
punkten finden Sie im separaten Dokument mit dem Titel ,Von
der Energiewende zum sozialen Mehrwert: Praxisleitfaden und
Kommunikationshilfe zur Nutzung kommunaler Beteiligungs-
mittel nach § 6 EEG".

Haben Sie Interesse als DRK-Verband an der Umsetzung
oder méchten sich zu konkreten Mdéglichkeiten austau-
schen? Haben Sie Ruckfragen?

Kontaktieren Sie uns gerne innovative-finanzierung@drk.de.



http://h

'(7;.

1

0ssa
¥

o



§ 6 EEG: Potenziale fur die Region

Begriff

Erlduterung

Akzeptanzsteigerung

Férderung der gesellschaftlichen Akzeptanz von Erneuerbare-Energien-
Anlagen durch finanzielle, infrastrukturelle oder sonstige MaBnahmen,
die einen erkennbaren Nutzen fir die betroffene Bevélkerung schaffen.

Anlagenbetreiber

Natdrliche oder juristische Person, die eine Windenergie- oder
Freiflachen-Photovoltaikanlage auf eigene Rechnung betreibt.

Ausgleichsabgabe

Landesrechtlich geregelte Zahlungspflicht eines Anlagenbetreibers, die
in einigen Bundeslandern an die Stelle anderer Beteiligungsformen treten
kann. Die konkrete Ausgestaltung variiert zwischen den Bundeslandern.

Bauleitplanung

Kommunale Planungstétigkeit zur Steuerung der Bodennutzung durch
Flachennutzungs- und Bebauungsplane. Entscheidungen der
Bauleitplanung dirfen nicht von finanziellen Zuwendungen nach § 6 EEG
abhdngig gemacht werden.

Beihilfenrecht

Rechtsgebiet des européischen Wettbewerbsrechts, das staatliche oder

aus staatlichen Mitteln gewéhrte wirtschaftliche Vorteile fur Unternehmen
regelt. Bei der Verwendung kommunaler Mittel kdnnen beihilfenrechtliche
Anforderungen relevant werden.

Beteiligungsmodell

Vertragliche Vereinbarung zwischen Anlagenbetreiber und Kommune tber
Art, Umfang und Ausgestaltung einer finanziellen Beteiligung.

Beteiligungsvereinbarung

Vertrag zwischen Anlagenbetreiber und Kommune oder weiteren
Beteiligten Gber Art, Umfang und Bedingungen der finanziellen
Beteiligung.

Blirgerenergie

Modelle, bei denen Biirgerinnen und Birger finanziell oder organisatorisch
an einem Erneuerbare-Energien-Projekt beteiligt werden.

DAWI (Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse)

Leistungen, die wegen ihrer besonderen Bedeutung fiir das Gemeinwohl
staatlich sichergestellt werden sollen, beispielsweise Pflege-,
Gesundheits- oder Sozialleistungen. Fiir DAWI gelten im europaischen
Beihilfenrecht besondere Ausnahmeregelungen.

Einspeisemenge

Menge elektrischer Energie, die tatséchlich in ein Netz der allgemeinen
Versorgung eingespeist wird und die Grundlage fiir die Berechnung von
Beteiligungszahlungen nach § 6 EEG sein kann.

Erlésbeteiligung

Nicht gesetzlich definierter Oberbegriff fir eine wirtschaftliche Beteiligung
von Gemeinden an den Ertragen von Erneuerbare-Energien-Anlagen.

Im Zusammenhang mit § 6 EEG handelt es sich rechtlich um freiwillige
Zuwendungen und nicht um eine Beteiligung am Unternehmensgewinn.

Ersatzbeteiligung

Ersatzweise vorgesehene Beteiligungsform nach einzelnen Landesge-
setzen, wenn eine vorrangige Beteiligungsvereinbarung nicht zustande
kommt.

EE-Flachen

Flachen, die fur die Nutzung erneuerbarer Energien vorgesehen oder
ausgewiesen werden, beispielsweise fir Windenergie- oder
Freiflachen-Photovoltaikanlagen.

Freiflachen-Photovoltaikanlage
(PV-Freiflachenanlage)

Solaranlage, die nicht auf oder an Geb&uden errichtet wird, sondern auf
Freiflachen installiert ist.
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Begriff

Erlduterung

Gemeindebeteiligung

Finanzielle oder wirtschaftliche Beteiligung einer Kommune an den
ErtrAgen oder Vorteilen eines Erneuerbare-Energien-Projekts.

Gemeindefreies Gebiet

Gebiet, das keiner Gemeinde zugeordnet ist. Bei Windenergieanlagen in
solchen Gebieten kann der zusténdige Landkreis als anspruchs-
berechtigte Gebietskdrperschaft gelten.

Gesamtdeckungsprinzip

Haushaltsrechtlicher Grundsatz, nach dem Einnahmen grundséatzlich nicht
an einen bestimmten Verwendungszweck gebunden sind, sondern dem
Gesamthaushalt zur Verfligung stehen.

Haushaltsautonomie

Recht der Kommune, eigensténdig Uber die Verwendung ihrer finanziellen
Mittel zu entscheiden.

Koppelungsverbot

Rechtsgrundsatz, wonach finanzielle Leistungen nicht als Gegenleistung
fur hoheitliche Entscheidungen der Kommune vereinbart oder gewahrt
werden durfen.

Nachrangdariehen

Finanzierungsinstrument, bei dem Anleger Kapital zur Verfiigung stellen
und im Insolvenzfall erst nach anderen Glaubigern befriedigt werden.

Nahwarmenetz

Lokales Versorgungsnetz zur Verteilung von Warme an mehrere Geb&ude
oder Einrichtungen. Kann als Akzeptanz- und BeteiligungsmaBnahme mit
Energieprojekten verknlpft werden.

Offnungsklausel

Landesrechtliche Regelung, die alternative Beteiligungsformen anstelle
gesetzlich vorgegebener Beteiligungsmodelle zulasst.

Photovoltaik (PV)

Technologie zur Umwandlung von Sonnenlicht in elektrische Energie.

Repowering

Modernisierung oder Ersatz bestehender Windenergieanlagen durch neue,
leistungsstarkere Anlagen.

Soziale Daseinsvorsorge

Bereitstellung grundlegender Leistungen fir die Bevélkerung, insbeson-
dere in den Bereichen Gesundheit, Pflege, Betreuung, Bildung und soziale
Unterstltzung.

Verwendungsnachweis

Dokumentation, die belegt, dass Fdrdermittel entsprechend dem
vorgesehenen Zweck eingesetzt wurden.

Windenergieanlage an Land (WEA)

Windenergieanlage, die keine Offshore-Anlage ist und sich an Land oder
im Kistenmeer der Bundesrepublik Deutschland befindet.

Zuwendung

Freiwillige finanzielle Leistung ohne unmittelbare marktméaBige Gegen-
leistung. Zahlungen nach § 6 EEG werden Uberwiegend als privat-
rechtliche Zuwendungen eingeordnet.

Zweckbindung

Rechtliche Verpflichtung, Mittel ausschlieBlich fiir festgelegte Zwecke
zu verwenden. Fir Zahlungen nach § 6 EEG besteht auf Bundesebene
grundsétzlich keine gesetzliche Zweckbindung. Landesrechtliche
Regelungen kénnen jedoch faktische oder rechtliche Vorgaben zur
Mittelverwendung enthalten.






